
STADT ZÜLPICH BEBAUUNGSPLAN Nr. 11/40C

„INDUSTRIEGEBIET

BEGRÜNDUNG

1 Vorbemerkungen

1.1 Stand des Planungsverfahrens
Der BP 11/40 C umfasst nach den Teilbereichen 11/40 A und 11/40B den drit-
ten Teilbereich des Rahmenplans, den die Stadt Zülpich zur Entwicklung ihres
Gewerbestandortes aufgestellt hat.

1.2     Flächennutzungsplan und bestehendes Planungsrecht

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Zülpich ist für das Plan-
gebiet gewerbliche Baufläche dargestellt. Somit ist der vorliegende Bebau-
ungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.
Unmittelbar an das Plangebiet grenzt im Nordwesten der BP 11/40 A und der
BP 11/40 B  an, wobei der Eingrünungssteifen des BP 11/40 B vom Geltungs-
bereich überlagert wird. Im Südwesten wird der nord-östliche Teil des angren-
zenden BP 11/28 vom Geltungsbereich überlagert.

1.3 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich wird begrenzt:
- im Nordosten durch die Parzelle des Wirtschaftsweges,
- im Südwesten durch Nord-östliche Grenze der Wegeparzelle Nr. 123,
- im Südwesten durch die Bauflächen des BP 11/40 A.
- im Südosten durch die Parzelle Nr. 62.
-

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist dem Bebauungsplan im
M. 1 : 1.000 zu entnehmen.



1.4 Lage des Plangebietes und Bestand

Das Plangebiet liegt nordöstlich der Ortslage Zülpich. Die Fläche wird z. Zt.
ackerbaulich genutzt.
Der nord-westlich angrenzende Bereich wird durch eine gewerblich-industrielle
Nutzung geprägt.

2 Zielsetzungen

Die Firma Galeria Kaufhof beabsichtigt den Bau eines E-Commerce-Lagers im
Industriegebiet der Stadt Zülpich. Diese Ansiedlung wird im Endausbau eine
Fläche von ca. 12 ha erreichen.
Der erste Bauabschnitt mit einer Größenordnung von ca. 4 ha entsteht im Gel-
tungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 11/40 B im Anschluss
an die dort bereits vorhandenen Gewerbebetriebe.
Zur Realisierung des süd-östlich angrenzend geplanten 2. Bauabschnitts ab
2019 mit weiteren ca. 8 ha bebauter Fläche ist die Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 11/40 c erforderlich.
Teile des angrenzenden, rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 11/28 (ebenfalls
Industriegebiet), die noch nicht bebaut sind, werden dabei vom neuen B-Plan
11/40 C überlagert, um die Festsetzungen an die Erfordernisse des E-
Commerce-Lagers anzupassen (insbesondere Baugrenzen und Gebäudehö-
he).
Des Weiteren ist es Zielsetzung, den künftigen Bebauungsplan als einen Be-
standteil der Gesamtkonzeption der gewerblichen Flächen im Nordosten von
Zülpich zu sehen.
Außerdem ist vorgesehen, Einzelhandelsbetriebe, die sich ganz oder teilweise
an Endverbraucher richten, einzuschränken, um den Bereich für Gewerbebe-
triebe zu sichern und die Bemühungen der Stadt Zülpich zur Stärkung ihres
Zentrums nicht zu unterlaufen. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans
wird eine für das im Süden an das Bahngelände angrenzende Wohngebiet
verträgliche gewerbliche Nutzung ausgewiesen.
.

3 Erläuterung der Planinhalte

3.1 Art der baulichen Nutzung

Entsprechend den Darstellungen des Flächennutzungsplans und der Zielset-
zung des Bebauungsplans ist für das Plangebiet Industriegebiet - GI darge-
stellt.
Es ist vorgesehen, mit dem B-Plan eine Gliederung des Gebietes gem.
§ 1 (4) Nr. 2 BauNVO nach Art und Eigenschaften der Anlagen in Hinblick auf
die in südwestlicher Richtung liegenden Wohngebäude auf der Grundlage der
Abstandsliste zum Runderlass des Ministers für Umwelt, Raumordnung und
Landwirtschaft vom 02.04.1998 (MBl. NW. Nr. 43 vom 02.07.1998 S. 744)
vorzunehmen.



Die maßgebliche Wohnbebauung liegt innerhalb des Bebauungsplanes
Nr. 11/10 "Krefelder Straße", der für die an die Bahn angrenzenden Bereiche
Allgemeines Wohngebiet - WA festsetzt.

Industriegebiet – GI 1
In dem als GI 1 abgegrenzten Bereich werden die Betriebe der Klassen I-IV
des Abstandserlasses ausgeschlossen. Dieser Bereich weist für den überwie-
genden Teil des Plangebietes einen Abstand von ca. 400 m zur nächst gele-
genen Wohnbebauung auf. Insofern sind erhebliche Beeinträchtigungen auf
das Wohngebiet im Bereich der Krefelder Straße nicht zu erwarten.
Betriebe, die einen Abstand von mind. 500 m erfordern (Klasse IV) sind aus-
nahmsweise zulässig, wenn im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren
nachgewiesen wird, dass hieraus keine Störungen entstehen, die über den
Störgrad der Klasse V hinausgehen.

Industriegebiet – GI 2 und GI 3
In den als GI 2 und GI 3 abgegrenzten Bereichen werden die Betriebe der
Klassen I-III des Abstandserlasses ausgeschlossen. Dieser Bereich weist für
den überwiegenden Teil des Plangebietes einen Abstand von > 700 m zur
nächst gelegenen Wohnbebauung auf. Mit den Festsetzungen werden Betrie-
be mit einem Störgrad, der der 500 m-Klasse entspricht, zugelassen. Betriebe,
die einen Abstand von mind. 700 m erfordern (Klasse III), sind ausnahmswei-
se zulässig, wenn im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen
wird, dass hieraus keine Störungen entstehen, die über den Störgrad der
Klasse IV hinausgehen.

Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass das Plangebiet in der Wasser-
schutzzone III c der Wassergewinnungsanlage Oberelvenich liegt. Innerhalb
der Wasserschutzzone ist der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nicht
bzw. nur eingeschränkt zulässig.

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber
und Betriebsleiter im GI
Wie im § 9 (3) Nr.1 BauNVO dargelegt, sind Wohnungen ausnahmsweise zu-
lässig. Es ist jedoch der Nachweis zu führen, dass durch entsprechende Maß-
nahmen in den Schlafräumen ein Innenraumpegel von nachts 35 dB(A) einge-
halten wird. In Industriegebieten sind Wohnungen nur ausnahmsweise und für
einen bestimmten, in der BauNVO bezeichneten Personenkreis zulässig. Hie-
raus ergibt sich die Verpflichtung, bei der Inanspruchnahme der Ausnahmere-
gelung passive Maßnahmen gegen Lärmimmissionen durchzuführen, damit
der Charakter des Gebietes gewahrt und die zulässige Nutzungen nicht über
Gebühr eingeschränkt werden. Auf Grund der bisher vorliegenden Ergebnisse
der Lärmwirkungsforschung, so u. a. „Klosterkötter- Grenzwerte und Richtwer-
te“ ist davon auszugehen, dass ein Innengeräuschpegel von 30-35 dB(A)
nachts im schlafgünstigen Bereich eines durchschnittlich Lärmempfindlichen
liegt.



Beschränkungen für Einzelhandelsbetriebe im GI
Des Weiteren sind Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen für Hand-
werksbetriebe und andere Gewerbebetriebe, die sich ganz oder teilweise an
Endverbraucher wenden, nur eingeschränkt zulässig. Diese Festsetzung er-
folgt im Hinblick auf die Bemühungen der Stadt Zülpich zur Stärkung des Zent-
rums, die ohne diese Festsetzung unterlaufen würde.

3.2 Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl, GRZ, und
die Höhe baulicher Anlagen begrenzt.
Die GRZ ist mit 0,8 entsprechend den Obergrenzen der BauNVO ausgewie-
sen. Sie erlaubt eine flexible Grundstücksausnutzung.
Im Hinblick auf mögliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes wurde die
Höhe der baulichen Anlage auf 175 m ü NN (Normal Null), das entspricht ca.
17-21 m über Gelände, beschränkt. Im BP 11/40 C ist die gleiche Höhenfest-
setzung, wie in den BP 11/40 A und B ausgewiesen.
Ausnahmsweise sind Überschreitungen für Schornsteine, Ableitungsvorrich-
tungen und untergeordnete Dachaufbauten zulässig. Diese Festsetzung orien-
tiert sich an den technischen Erfordernissen. Eine pauschale Anhebung der
zulässigen Höhe der baulichen Anlagen hätte eine wesentliche Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes zur Folge.

3.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen

Auf die Festsetzung einer Bauweise wird verzichtet, um die Nutzung des In-
dustriegebietes in Bezug auf die Baumöglichkeiten nicht einzuschränken.
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden ausschließlich durch Baugren-
zen festgesetzt. Sie wurden so bemessen, dass eine individuelle und funkti-
onsgerechte Gestaltung der Baukörper ermöglicht wird.

3.4 Verkehrsflächen

Das Plangebiet ist über den vorhandenen Anschluss im Bereich des 11/40a
an die B 265 an das überörtliche Straßennetz angebunden.

Die Stadt Zülpich beabsichtigt, möglichst große zusammenhängende Indust-
rieflächen zu schaffen. Eine kleinteilige Erschließung des Plangebietes ist da-
her zunächst nicht vorgesehen.

3.5 Wasserschutzzone
Das Plangebiet liegt in der geplanten Wasserschutzzone III c der Wasserge-
winnungsanlage Oberelvenich.
Hieraus können sich im Einzelfall neben der Ableitung der stark verschmutzten



Niederschlagswässer in die Kanalisation technische Maßnahmen ergeben, die
im Rahmen der Baugenehmigung abschließend geprüft werden.
Siehe auch Punkt 3.10

4 Ökologische Belange
Das Kölner Büro für Faunistik hat den Umweltbericht und die Artenschutz-
rechtliche Prüfung mit folgenden Ergebnissen erstellt:
Der ökologische Ausgleich erfolgt auf Ackerflächen, die durch Extensivierung
aufgewertet werden. Angestrebt wird dabei eine Entwicklung der Ausgleichs-
flächen zum Zielbiotoptyp „Artenschutzacker Fauna, extensiv“ entsprechend
dem 3. Anhang zur „Numerischen Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffs-
regelung in NRW“ (LANUV 2008). Für die notwendige Kompensation von
96.322 Biotoppunkten werden 32.078 m² intensiv genutzter Acker zum Zielbio-
toptyp „Artenschutzacker Fauna, extensiv“ umgewandelt.
Es handelt sich dabei um drei städtischen Parzellen, die im Anhang zu dieser
Begründung dargestellt sind:

1) Gemarkung Sinzenich, Flur 15. Flurstück 9: 15.599 m² komplett;
2) Gemarkung Linzenich-Lövnich, Flur 8, Flurstück 12: 13.619 m² komplett;
3) Gemarkung Füssenich, Flur 23, Flurstück 39: 9.145 m², teilweise.

Im Plangebiet und seiner Umgebung sind Brutvorkommen verschiedener
nicht-planungsrelevanter Brutvogelarten nachgewiesen worden. Bei diesen Ar-
ten treten im Regelfall keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG
ein, so auch im vorliegenden Fall, da für evtl. von Lebensraumverlusten be-
troffene einzelne Vorkommen solcher Vogelarten Ausweichmöglichkeiten
in der Umgebung vorhanden sind und das Vorhaben lediglich mit räumlich be-
grenzten Störwirkungen verbunden ist. Das Verbot eingriffsbedingter Tötungen
des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG gilt allerdings auch für die nicht-
planungsrelevanten Arten, somit sind Maßnahmen zur Vermeidung einer Ge-
fährdung der Individuen und Entwicklungs-stadien erforderlich
(Ausschlusszeit für Eingriffe in mögliche Brutbereiche, Vermeidungs-
maßnahme V1).
Von den im Betrachtungsraum festgestellten planungsrelevanten Vogelarten
brütet die Feldlerche im Plangebiet sowie in den Bereichen, die direkt an das
Plangebiet angrenzen und durch die Bebauung entwertet werden könnten.
Insgesamt 6 Reviere sind potenziell von den geplanten Eingriffen betroffen.
Daher sind Vermeidungsmaßnahmen vorgesehen, damit es nicht zu einer
Tötung der Art kommen kann. Hinzu kommen vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen, um Ausweichlebensräume für die betroffenen Brutpaare zu schaffen.
Von der Umsetzung dieser Maßnahmen profitiert auch die im LINFOS ver-
zeichnete, aber aktuell in 2017 nicht nachgewiesene Grauammer.
Weitere planungsrelevante Vogelarten sind durch das Vorhaben nicht betrof-
fen. Unter Beachtung der vorgesehenen Vermeidungs-, Verminderungs- und
Ausgleichsmaßnahmen ist nicht mit artenschutzrechtlich relevanten Beein-
trächtigungen durch das Vorhaben zu rechnen.
Im Plangebiet konnten bisher keine artenschutzrechtlich relevanten Vorkom-
men von Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie nachgewiesen werden. Der



Feldhamster wurde in der (Frühjahrs-) Kartierung im Jahr 2017 bisher nicht er-
fasst. Es ist jedoch noch die Sommerkartierung nach der Ernte durchzuführen.
In der Landschaftsinformationssammlung des Landes NRW finden sich
allerdings Hinweise auf Vorkommen des Feldhamsters aus der angrenzenden,
östlichen Umgebung des Plangebiets (Einträge im LINFOS aus dem Jahr
2014). Desweiteren liegen Erkenntnisse aus dem Jahr 2015 vor, die ebenfalls
östlich des Plangebiets Feldhamsterbaue dokumentieren. Bei den
betroffenen Flächen im Plangebiet handelt es sich somit um potentielle Feld-
hamsterlebensräume.
Die beschriebenen CEF-Maßnahmen sollten in den Verbreitungsraum des
Feldhamsters gelegt werden. Damit wird auch diese Art durch eine Aufwertung
des Lebensraums von den Maßnahmen profitieren. Eine abschließende Be-
wertung der Betroffenheit der Art erfolgt vor Satzungsbeschluss zu vorliegen-
dem Bebauungsplan.
Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist das geplante Vorhaben unter Berücksich-
tigung der beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen und unter dem  formulierten Vorbehalt (abschließende
Kartierung Feldhamster) zulässig.

5 Entwässerung
Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennverfahren. Das Nieder-
schlagswasser wird in einer überwiegend in den Verkehrsflächen verlegten
Regenwasserkanalisation gesammelt und nach einer geeigneten mechani-
schen Vorbehandlung (Absetzbecken; Regenklärbecken) in einer weiterge-
henden Reinigungsstufe (Retentionsbodenfilter) behandelt. In einem nachge-
schalteten Regenrückhaltebecken werden die über die geplante
Einleitungsmenge in den Fitschgraben hinausgehenden Niederschlagswas-
serabflüsse zwischengespeichert. Mit der Ableitung des Niederschlagswassers
in den Fitschgraben wird dem § 51a LWG-NW nach einer ortsnahen Nieder-
schlagswasserbeseitigung entsprochen.

Das Schmutzwasser aus dem Plangebiet wird gemeinsam mit dem stark ver-
schmutzten Niederschlagswasser in einer in den Verkehrsflächen verlegten
Schmutzwasserkanalisation gesammelt und der bestehenden Kanalisation zu-
geleitet. Über die bestehende Kanalisation wird das Schmutzwasser dann zur
Kläranlage Bessenich abgeleitet.
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfolgt parallel die Sicherstellung
eines Ausbaus des Fitschgrabens, damit die zusätzlichen Niederschlagswas-
sermengen kontrolliert abgeführt werden können. Zusätzlich wird unmittelbar
neben der B 265 das o.g. Regenrückhaltebecken erforderlich, das von der
Dimensionierung her das Niederschlagswasser der Bebauungsplangebiete
11/40 B, 11/28 und 11/40 c aufnehmen muss.




